
 
Mehr Schutz für Stadtpersonal und Frühpensionierung

Der Gewerkschaftsbund Biel-Lyss-Seeland (GBLS) hat zur Totalrevision des Personalreglements der Stadt Biel Stellung genommen. In seiner Vernehmlassungsantwort verlangt er einen stärkeren Schutz des Stadtpersonals und wehrt sich vehement gegen die Erhöhung des Rentenalters.
Der Gewerkschaftsbund Biel-Lyss-Seeland (GBLS) hat heute in seiner Vernehmlassungsantwort Stellung genommen zur Totalrevision des Personalreglements der Stadt Biel.

Der GBLS spricht sich gegen die Erhöhung des Rentenalters auf 65 Jahre für alle städtischen Angestellten aus. Nach dem Wechsel vom Leistungs- zum Beitragsprimat bei der städtischen Pensionskasse, müsste das Stadtpersonal einen weiteren Leistungsabbau in Kauf nehmen. Dieser Vorschlag steht zudem quer in der Landschaft, wird doch in zahlreichen Branchen über die Einführung der Möglichkeit zur Frühpensionierung diskutiert. Oder diese Möglichkeit besteht bereits – so beispielsweise im Bauhauptgewerbe, wo in diesem Jahr das 10-jährige Jubiläum des flexiblen Altersrücktritts (FAR) mit 60 Jahren gefeiert wird.

Vom GBLS begrüsst wird hingegen die Erhöhung der Mindestlöhne. Insbesondere soll die Forderung der Mindestlohninitiative der Gewerkschaften aufgenommen werden, die für eine Vollzeitstelle einen Mindestlohn von Fr. 4'000.- für alle verlangt. 

Mehr Schutz soll das Stadtpersonal auch bei Krankheit erhalten: Während zwei Jahren soll der Anspruch auf den vollen Lohn bestehen.

Weitere Informationen: Daniel Hügli, Präsident GBLS.
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